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Der „ewige" Rat 
Eine Episode aus dem Kampf um die s tädt ische Demokratie 

Von FRITZ F_OP E L KA 

Die Verwal tung der deutschen S tädte b e ruh t e auf der Selbstverwaltung 

durch die Bürgerschaft , die in ihrer Gesamthei t eine Genossenschaft bil­

dete , die in Österreich allgemein als Gemeine, gemeine Bürgerschaft oder 

Bürgergemeinde bezeichnet wurde . F ü r sie t r i t t in lateinischen Urkunden 

der Ausdruck „communitas c ivium" auf. Schon wenige Jahrzehnte nach 

der Ents tehung der Städte wurden die laufenden Geschäfte allgemein 

einem engeren Kollegium über t ragen, das als „Geschworne'* oder ,.Rat" 

sich von der Gemeinde abhob. Zur En ts tehung des Rates trug auch die 

eigene Gerichtsbarkei t der Städte und Märk te viel bei, denn die Rats­

mitglieder walteten gleichzeitig als Schöffen im Stadtgericht . Die meisten 

g rößeren Städte e r re ichten im Lauf der Zeit die hohe Gerichtsbarkeit 

en tweder durch Verleihung seitens des Landesfürs ten oder durch die 

Verwal tung und Pacht eines landesfürstl ichen Landgerichtes . 

In S te iermark bi ldete sich im allgemeinen der Ra t in den größeren 

Städten in der zweiten Hälfte des 13. J ah rhunde r t s aus. Die Ratsmitglie­

der gehör ten meistens der wohlhabenden Schichte der Bürgerschaft an. 

Nur wohlhabenden Bürgern konnte man die zahlreichen Geldgeschäfte 

einer Stadt anver t rauen. Auch war es diesen allein möglich, die Zeit für 

die Sitzungen, Ämter und Kommissionen aufzubringen, die die Stadt­

angelegenheiten e r forder ten. Die ratsfähigen Bürger sonderten sich als 

festgefügte Schichte, die durch Famil ienverbindungen unterbaut war, 

immer mehr von der gemeinen Bürgerschaft ab. Die Bürgerschaft warf 

dem Rat den Verfolg von Eigennutz und Protekt ionswir tschaft vor und 

es kam allenthalben zu Strei t igkeiten, die besonders die ungerechte 

Steuerbemessung betrafen. Schon im J ah re 1331 ha t te der Landeshaupt­

mann Ulrich von Wallsee im Auftrag der Herzoge Albrecht IL und Otto 

in Judenburg einen Streit des Rates mit der Gemeine zu schlichten. In 

Judenburg , das damals eine reiche Handelss tadt war , waren die sozialen 

Gegensätze besonders groß. Damals bes t immte der Landeshauptmann, es 

sei ein abgehendes Ratsmitglied auf die Weise zu ersetzen, daß der Rat 

vier aus jedem Stadtvier tel aus der Gemeine auswählen solle, nach deren 

Entschluß das neue Ratsmitglied zu wählen sei1. 
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Die Wahlen in den Rat dürf ten u rsprüngl ich alljährlich erfolgt sein. 

Bei größeren Städten war dies schon sehr bald unmöglich, weil die 

steigenden Geschäfte E r fahrung und eine gewisse Stet igkeit in der Zu­

sammensetzung des Rates e r forder ten . Die Bürgergemeine sab es nu r 

ungern, wenn der Ra t sich du rch längere Zeit n icht änder te und sich 

dadurch ihrem Einfluß entzog. Daher war sie bes t rebt , i h ren Einfluß 

auf den Rat aufrechtzuerhal ten und bestand auf dem Recht , unl iebsame 

Katsmitglieder jederzeit zu en t fernen. Die jähr l iche Ra tsveränderung 

unter dem Einfluß der Gemeine war eine s tändige Fo rde rung der Bürger­

schaft, doch erst um die Mitte des 15. J ah rhunde r t s fand sie die landes-

fiirstliche Anerkennung. Die Kämpfe , die dieser Anerkennung voraus­

gingen, sind unbekannt . Allen S tädten voran e r re ichte die Bürgergemeine 

in Judenhurg im J ah re 1433 dieses Rech t du rch ein Privileg Herzog 

Friedrichs III., das zwar im Original n icht mehr vorhanden ist, aber 

wenige Jahrzehnte später in den noch e rhal tenen Pr ivi legienbüchern der 

Stadt aufgezeichnet wurde 2 . Darnach ha t te die Bürgerschaft schon da­

mals eine Ver t re tung im Ra t e du rch das Kollegium der Sechser, die 

neben den Zwölfern, dem spä teren „ inneren Ra t" , in den Ratssi tzungen 

anwesend waren und als Ve r t r e t e r der Gemeinde abst immten. Nun er­

hielt die Gemeinde dazu das Recht , alljährlich zu Ka thedra P e t r i (22. Fe­

bruar) je zwei aus den Zwölfern und Sechsern ohne Widerspruch des 

Rates herauszunehmen, die dann vom Rat aus der gemeinen Bürger­

schaft zu ersetzen waren. Dadurch erhiel ten auch die Bürgerschaf ten 

von Murau und Oberwölz das Recht der Ra tsveränderung, da sie eben­

falls nach dem Judenburge r S tad t rech t lebten1 . In Murau l ießen sich 

die Rürger in einem Ver t rag mi t der Herrschaf t von den He r r en von 

Liechtenstein im J ah re 1638 das Recht der Ratsersetzung verbr iefen. 

In Graz regelte König Fr iedr ich IV. die Ra tsverkehrung im J ah r e 

1448 etwas anders. Dor t bes tand neben dem Ra t das Kollegium de r 

,.Füerer der Gemain", das wahrscheinl ich wie in J udenburg auch aus 

sechs Bürgern bestand4 . H ier durf te die Gemeinde jähr l ich vier aus dem 

Rat und zwei aus den Füh r e rn der Gemeine auswechseln. Die Ausgeschie­

denen durften im gleichen J a h r n icht wiedergewählt werden. Zugleich 

verfügte der König, es sei überal l in allen Städten, wo es Zwie t racht 

gab, der Rat auf ähnliche Weise zu e rneuern und zu ve rändern . Damit 

war zumindest in allen landesfürst l ichen S tädten und Märk ten die jähr­

liche Ratserneuerung du rch die Bürgergemeine rechtl ich festgelegt. Die 

bürgerliche Demokrat ie h a t t e um die Mit te des 15. J ah rhunde r t s überal l 

gesiegt und die unbeschränkte Ratsherrschaf t zumindest wesentlich ein­

geschränkt. 

Kaiser Friedrich I I I . verfolgte eine sehr s tädtefrcundl iche Pol i t ik . 
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Er versicherte sich der Treue der Bürger in seinem Kampf gegen die 
aufrührerischen Bestrebungen und die Fehdelust des Landadels, der 
seinen Höhepunkt etwas später in der Baumkircherfehde fand. Auf die 
Wirtschaftskraft der landesfürstlichen Städte und Märkte hatten sich 
schon seine Vorgänger gestützt, wenn man auch vor Friedrich III. kaum 
von einer zielbewußten Städtepolitik sprechen kann. Die in den Städten 
schon vorhandenen Verwaltungsorganisationen und die dort herrschen­
den Gedanken über Wirtschaftsfragen waren ein gewisses Vorbild für 
den Aufbau der Verwaltungsorganisation und der Wirtschaftspolitik der 
Landesfürsten, die nunmehr langsam aus dem engen Kreis der Städte­
autonomie heraustraten und sich auf das ganze Territorium und auf 
Ländergruppen ausdehnten. Sie waren die Grundlagen, auf denen 
schließlich der Absolutismus des neuzeitlichen Fürstenstaates entstand. 
Die landesfürstlichen Städte und Märkte galten als Kammergut und auf 
sie konnte der Landesfürst daher seit jeher einen größeren Einfluß 
nehmen, als dies auf dem Lande der Fall war. Die Einflußnahme war 
allerdings im 13. und 14. Jahrhundert noch gering. Der Landesfürst be­
lohnte durch Privilegien die Verdienste und finanziellen Beihilfen der 
Bürger. Er suchte ihren Wohlstand zu heben, um dafür anderseits wieder 
mehr Erträgnisse aus Zöllen, Steuern und anderen Abgaben zu haben. 
Nur der Stadt- oder Marktrichter blieb immer mehr oder weniger von 
der landesfürstlichen Verwaltung abhängig. Seine Wahl wurde zwar 
spätestens zu Beginn des 14. Jahrhunderts der Bürgerschaft in den 
meisten Städten und Märkten überlassen, aber Bann und Acht hatte er 
vom Landesfürsten zu empfangen, wenn er die hohe Gerichtsbarkeit 
ausübte. 

So waren die Städte und Märkte, die überwiegend dem Landes-
fürsten gehörten, ein wichtiges Fundament für den Aufbau der landes-
fürstlichen Verwaltung. Es zeigte sich aber bald nach dem Tod Kaiser 
Maximilians L, daß man durchaus nicht in allen Fällen auf eine treu 
ergebene Bürgerschaft bauen könne. Dies bewiesen vor allem die drama­
tischen Vorgänge in Wien, wo die Wiener Bürger revolutionäre Regun­
gen gegen die landesfürstliche Macht zeigten. Die Wiener Bürger und 
ihre Anführer unterlagen in diesem Kampf und mußten ein Strafgericht 
über sich ergehen lassen. Das Ergebnis war eine neue Stadtordnung für 
Wien, die Erzherzog Ferdinand I. am 12. März 1526 kundmachte. Schon 
die maximilianische Stadtrechtsurkunde von 1517 für Wien hatte sich 
eingehend mit dem Stadtregiment befaßt und das Recht des Landesherrn 
hervorgehoben, untaugliche Ratsmitglieder durch ihm geeignet erschei­
nende Bürger nach eigener Wahl zu ersetzen. Der Einfluß des Landes­
herrn auf die Besetzung des Rates wurde nun in der Ordnung von 1526 
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genau festgesetzt. Erzherzog Ferdinand beabsichtigte, den Rat gegen die 
verneine Bürgerschaft als Instrument der landesfürstlichen Macht aus­
zuspielen und sich auf das vermögende, gesättigte, mit dem Erreichten 
zufrieden und daher jeder Veränderung abholde Bürgertum zu stützen. 
Die Vorschriften über den Wahlvorgang zeigen den Willen des Erz­
herzogs, diese Kreise dauernd in der Führung zu belassen und die Rats­
sitze ihnen lebenslänglich zu erhalten. An die Stelle der Wahl trat der 
Tahlvorschlag des Landesfürsten, der es ihm ermöglichte, aus den er­
wählten Personen nur die ihm tauglichen zu nehmen'. 

In Wien hatte schon zu Beginn des 16. Jahrhunderts die landesfürst­
liche Macht gesiegt, aber in den Erbländern herrschten die früheren 
Verhältnisse fort. Wien blieb aber das Beispiel, nach welchem sich die 
weiteren landesfürstlichen Maßnahmen zur Auflösung der Autonomie 
der Städte und Märkte richteten. Diese Maßnahmen entsprachen völlig 
dem Zeitgeist, der auf eine straffere, einheitliche Verwaltung und auf 
die Erweiterung der Wirtschaftsgebiete gerichtet war. Das auslösende 
Moment für die weiteren Maßnahmen auf diesem Gebiet bildete die 
Protestantenzeit, in der die Bürger, zwischen Gewissenspflicht und Unter-
tanentreue schwankend, vielfach in Gegensatz zum Landesherrn gerieten 
und mehr oder minder aufrührerischen Strömungen zugeneigt waren. 

Die Einführung eines ständigen, „perpetuirlichen" oder „ewigen" 
Rates, der sich aus sich selbst ergänzte und dessen Mitglieder lebens­
länglich unabsetzbar waren, förderten aber auch noch andere Zeitum­
stände. Es waren immer größere Kenntnisse notwendig, um den sich 
stets erweiternden Schriftverkehr zu bewältigen und das eindringende 
römische Recht zu beherrschen, das das alte Gewohnheitsrecht allmählich 
auch in den Städten verdrängte. Langjährige Erfahrung war vor allem 
nötig. Schon seit dem Jahre 1530 erwirkte der Rat von Leoben von der 
Bürgergemeinde mehrere Male die Zusage, wegen der „sorglichen Zeit­
läufte" von der jährlichen Ratsveränderung abzustehen'1. 

In der Steiermark gestaltete sich in der Zeit der Gegenreformation 
m Jen Städten Graz, Brück, Leoben und Fürstenfeld der Rat zu einem 
ewigen" oder „perpetuirlichen" Rat um. In Graz ist das Jahr der Um­
stellung unbekannt, doch erfolgte sie wie in Brück vor dem Jahre 1598, 
*as aus einem Befehl Erzherzog Ferdinands IL an den Bürgermeister, 
Äichter und Rat von Leoben aus diesem Jahr hervorgeht. Wahrschein-
nchkam es zu dieser Einführung im Jahre 15907. Die Bürgerschaft nahm 
ö'ese Änderung nicht ohne Widerspruch hin. Noch im Jahre 1660 be­
hauptete die Bürgergemeinde in einer Eingabe an die Regierung, der 
jetzige „ewige" Rat sei der Stadt äußerst abträglich, denn er überprüfe 
11 er sich die Kammer-, Pupillen- und Baumeisteramtsrechnungen und 
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teile die S teuerauflagen nach Bel ieben auf. Die Mitglieder des ewigen 

Rates hä t t en kein Gefühl für die Anliegen und Bedrängnisse der Hand­

werker . Der Magistrat widersetz te sich in e iner Gegenschrift schärfstens 

solchen Fo rde rungen der Bürgerschaf t , es gäbe in Graz keinen Mangel 

an tauglichen Männern , auch würden die im Ra t s i tzenden Handwerker 

k aum ohne Sold d ienen. Bei dem j ähr l i chen Wechsel von nur zwei Per­

sonen, wü rde sich der Ra t bald aus l au te r Untauglichen und Hand­

werkern zusammensetzen und die wohlverd ien ten Ratsmitglieder müßten 

schimpflich weichen. Die Regierung ände r t e n ichts an dieser Einrich­

tung, obwohl die Bürger noch mehrmals bis in die Zeit der Kaiserin 

Maria Theres ia i h re Fo rde rung nach e inem jähr l ichen Wechsel des Rates 

e rhoben. 

In Leoben fand es der Rat im J ah r e 1576 aus verschiedenen Ursachen 

nützl ich, die Ra t sveränderung zu beseit igen. De r Landesfürst , Erzherzog 

Kar l , bewilligte das Ansuchen des Leobner Ra tes . Dieser hatte aber 

wei terhin Schwierigkeiten mit de r Bürgergemeinde . E rs t ein Befehl Erz­

herzog Ferd inands IL im J ah re 1598, dem Höhepunk t der Protestanten­

verfolgung, verbot der Bürgerschaft , Ra t spe rsonen jähr l ich zu verändern, 

weil dies Unzukömmlichke i ten und Nachte i le für die Stadt und für das 

Kammergefäl l verursache . In der Begründung du rch den Rat sind finan­

zielle Nachtei le ins Treffen geführt , obwohl ohne Zweifel politische Vor­

teile für den Landesfürsten aus dieser E inführung erwuchsen. Jedoch 

soll der Magistrat die Stellen im Ra t ohne Ansehen der Personen nur 

mit Ra t she r r en von guten Qual i tä ten besetzen8 . 

In Fürs tenfeld bestand um 1620 ein unveränder l i che r Rat, der sich 

nach Bedarf selbst e rgänzte. Die E inr ich tung geht jedenfalls noch in das 

Ende des 16. J ah rhunde r t s zurück". Das Amt eines Ratsherrn war dort 

lebenslänglich, „denn es ist ein ewiger Ra t " . 

De r Ra t von Leoben nann te in seiner E ingabe an Erzherzog Fer­

dinand, daß die Stadt J udenburg neben anderen S täd ten auch mit einem 

ewigen Ra t berei ts privilegiert sei. Dieser Hinweis war unrichtig. In 

J udenburg bestand die jähr l iche Ra t sve rände rung durch die Bürger­

gemeinde noch fast durch ein J a h r hunde r t wei te r . Die Stadt und vor 

allem die Bürgergemeinde h a t t e ih re Rolle auch noch in der Zeit der 

Gegenreformat ion wahren können. Sie behiel t selbst die Bruderschafts­

gülten fest in ih rem Besitz, die den in de r P ro tes tan tenze i t abgekom­

menen mi t te la l ter l ichen Bruderschaf ten abgenommen worden waren. 

In J udenburg behaup te te die Bürgergemeindc ihre s ta rke Stellung gegen­

übe r dem Ra t im Gegensatz zu den ande ren landesfürstlichen Städten. 

Diese s ta rke Stellung war nu r möglich, weil die Bürgergemcinde den 

reichen Stadtbesitz verwal te te , de r aus den A lmen auf dem Zirbitzkogel 
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und den Waldungen in d e r Möschitz und Feis t r i tz und in der nächsten 

Umgebung der Stadt bes tand. Die Bürgergemeinde ha t ihr Mitsprach­

recht in der S tad tverwal tung zähe und lange mi t Erfolg verteidigt . 

Diese starke Stellung wa r auch du r ch Privi legien gefestigt und durch 

die Körperschaften de r Sechser , Vierundzwanziger und Achtzehner ge­

sichert. Es herrschte h i e r e ine Vielheit de r Verwal tung mi t s tark um­

grenzten Rechten wie in ke ine r a nde r en s teir ischen Stadt . 

Die Vorgänge, die schließlich doch zum Sieg des Landesfürsten 

führten, sind so charakter i s t i sch wie auch de r Kampf de r Bürgerschaf t 

um die demokratischen Rech t e de r S tadt , daß sie es verdienen, näher 

heleuchtet zu werden. Schr i t tweise wurden diese Rech te zugunsten der 

landesfürstlichen Verwal tung eingeengt und aufgehoben. 

Schon Kaiser F r iedr ich I II . h a t t e im J ah r e 1457 den Rat (die Zwölfer 

und Sechser), also den spä te ren i nne ren und äußeren Ra t bestät igt , in 

dieser Bestätigung die e inzelnen Ra t she r r en nament l ich angeführt und 

befohlen, es habe jede „Überse tzung des r a t s " und jede Änderung bis 

zu seiner Ankunft zu unterble iben 1" . De r G rund wird n icht genannt , 

doch gab es damals S t re i t igkei ten mit der Bürgergemeinde , die erst in 

der vom Kaiser am 16. S ep t ember 1461 genehmigten Ordnung geregelt 

wurden1 . 

Fast im ganzen 17. J a h r hunde r t mach te die Bürgergemeinde von 

ihrem Recht Gebrauch, die ih r n icht genehmen Ratsmitgl ieder aus dem 

Rat herauszunehmen. Dies führ te regelmäßig zu Uns t immigkei ten mit 

dem Rat selbst. Die He rauswah l geschah regelmäßig am Tag der Bürger­

meister- und S tad t r ich te rwahl . De r Bürgermeis te r wurde nu r vom Rat 

gewählt. Nach der Bürgermeis te rwahl erschien die Bürgergemeinde in 

der Ratsstube, wähl te den S t ad t r i ch t e r und b rach te vor dessen Wahl 

ihre Beschwerden vor. Im J a h r e 1620 fanden die Wahlen am 18. Dezem­

ber statt. Die Gemeinde nahm aus d em Ra t den S tad tschre iber und die 

Ratsherren Kendler und Sat leder heraus , „den Stat tschreiber d a rumben , 

weil er des rats u. der gemain Vors teher" sei. De r Rat hielt sich n icht 

ilaran, sondern wähl te den S tad t schre ibe r daraufhin einhellig wieder in 

den Rat hinein12. Im Deziembcr 1637 e rmahn te der Ra t auf die Beschwer­

den der Bürgerschaft die Bürge rgemeinde eindringlich, sich bei dem 

Herauswählen aus dem Ra t n icht von Haß und Neid leiten zu lassen 

und keinen Untauglichen h ine inzunehmen 1 3 . Die Gemeinde beschwerte 

sich dagegen, der R a t solle vo r J a h r und Tag ke inen h ine inwählen, d e r 

aus dem Rat he rausgenommen worden sei. Im folgenden J ah r verz ichte te 

die Gemeinde auf das Rech t d e r H inausnahme aus dem Ra t , h iel t sich 

also nicht an die Bes t immung , die ihr die He rausnahme von je zwei 

Ratsherren aus den Zwölfern und Sechsern vorschr ieb . Diese Zahlen 
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wurden übe rhaup t fast n iemals meh r e ingehal ten, die Herausnahme 

beschränk te sich zumeist n u r auf einen bis drei Ra t she r ren . 

De r Ans toß zu r E inr ich tung eines ewigen Ra tes ging wie auch in 

anderen S täd ten regelmäßig von den Ra tsmi tg l iedern aus. Im Jänner 

1645»beschloß der J udenbu rge r Ra t e ins t immig, sich an den Kaiser zu 

wenden und ihn um einen „bestendigen ewigen r a t t h " zu bitten, „damit 

dz außwechslen der r a t spe r sohnen h in furo abgestel t werde"1 4 . Nichts­

destoweniger setzte die Bürgergemeinde zu J ah resende wieder drei Rats­

he r r en he raus , doch der Ra t setzte es du rch , daß zwei von den abge­

setzten Ra t she r r en im Rat verbl ieben. Das gleiche wiederholte sich im 

J ah re 1647, als die Bürgergemeinde vier Ra t she r r en herausbegehrte. Der 

Rat wähl te sämtliche he rausgenommenen Ra t she r r en wieder in den Rat 

zurück1 5 . Im März 1648 stellte sich he raus , daß der Ratsbeschluß wegen 

des ewigen Rates niemals vom Grazer Soll izi tator der innerösterreichi­

schen Regierung übergeben wurde , weil d ieser dor t erfuhr, es müßte 

eine Regierungskommission nach J udenbu rg geschickt werden, die auch 

die Bürgergemeinde e invernehmen wü rde . Doch könn te wohl die Bewilli­

gung eines ewigen Rates e r re icht werden . Vor dem Erscheinen einer 

Regierungskommission in J udenbu rg scheute der Ra t zurück und so 

un terbl ieb die Wei te rbehandlung dieser Angelegenheit1". Auch sonst 

wurden damals die S t rei t igkei ten des Rates mit der Gemeinde beigelegt; 

die Gemeinde ha t te u. a. in Anspielung auf den ewigen Rat dem Rat 

vorgeworfen, er verletze die S tadtfreihei ten. Worauf der Rat entgegnete: 

„Gemeiner S tadt F reyhei t begert ein e r samer Magis t ra t nit unnuz zu 

machen, sondern die Gemain solle es selbst ni t unnuzl ich brauchen .' 

Schließlich führte ein aus beiden Teilen gewähl te r Ausschuß einen Ver­

gleich herbei , der dem S tadtschre iber im Ra tspro tokol l die Worte in 

die Feder fließen l ieß: „Got t geb, daß es bes tendig dabei verbleibe.'" 

T ro tz des Vergleiches von 1648 kam es in den nächs ten Jahren wieder­

holt vor, daß der Rat die von der Gemeinde herausgewähl ten Ratsmit­

glieder sofort wieder in den Ra t h ine inwähl te . Im J ah r e 1674 wählte die 

Gemeinde den Jacob Wal thueber he raus , der Ra t fand aber keine Ur­

sache, sondern hob die Entlassung wieder auf18. Auch im Dezember 1681 

setzte der Ra t seinen Willen durch , als die von de r Gemeinde entlas­

senen Ra tsher ren Schmit le i tner und P r u n e r e ine sofortige Wiederwahl 

in den Ra t ablehnten1". 

Im J ah r e 1689 kam es wieder zu heftigen Kämpfen zwischen Rat und 

Bürgergemeine , die schließlich zur En t sendung von Kommissären durch 

die innerösterre ichische Regierung führ ten . Die Ursache war die miß­

liche finanzielle Lage der Stadt , wobei die E inkünf te durch die Land­

schaft gepfändet wurden . Als die Gemeinde bei de r Richterwahl am 

156 

9. Dezember wieder zwei Ra t she r r en he rausnahm, e rk lä r t e der Bürger­

meister Franz Codrus, es müß t en vor allem Ra t she r ren h ineingewählt 

werden, die einem Amt vors tehen könn ten . Die von der Gemeinde Her­

ausgenommenen wurden am 29. Dezember e inst immig wieder in den Ra t 

hineingewählt. Die Gemeinde beschwer te sich da rüber am gleichen Tag, 

es sei allgemein bekannt , daß Unr ich t igke i ten vor sich gingen. Die 

Bürgerschaft könne es n icht du lden, daß „Ayden u. Schwecher" bei­

sammensitzen. Der Bürge rmeis t e r h abe ihre Beschwerden als „ jähr l iche 

Narrenpossen u. Khräz lweger" bezeichnet und es so dargestel l t , als ob 

alle Bürger Ignoranten seien. Der Ra t en tgegnete , es seien j ahre lang 

Vater, Sohn und Großva te r (endl) beisammengesessen und es habe nie­

mand dagegen p ro tes t ie r t , weil ja jedes Ratsmitgl ied seinen Eid ablegen 

müsse. Die Gegensätze spi tz ten sich so zu, daß am 24. Dezember 1691 

der zum Bürgermeister gewählte Crispinus Str ibnig die Wahl n icht an­

nahm, weil er fürchtete , d adurch seine Kunden bei der gemeinen Bürger­

schaft zu verlieren"". 

Im Dezember 1692 ver langte der landesfürst l iche Kommissär Graf 

Saurau vom Rat, die Ra t she r r en müß t en die J ah resabrechnungen über 

ihre Ämter zeitgerecht vor legen, es dürfe auch in diesem J a h r ke iner 

der von der Gemeinde he rausgenommenen Ra t she r r en wieder in den Ra t 

gewählt werden21. Die Gemeinde setzte ih re Angriffe in den nächs ten 

Jahren fort und e r r ich te te e inen Ausschuß, mit dem der Ra t zu ver­

handeln hatte. Dabei spielten auch persönl iche Differenzen un t e r den 

Wortführern eine Rolle , die auf p r iva te r Ebene lagen. Der äußere Rat 

der Sechser ging, obwohl er noch immer als offizieller Ve r t r e t e r der 

gemeinen Bürgerschaft angesprochen wurde , in den meisten Fragen mit 

dem inneren Rat. Die Folge dieser S t re i t igkei ten war , daß sich der landes­

fürstliche Kommissär w iederho l t mi t der Besetzung der s tädt ischen 

Ämter beschäftigte und dadurch die Befugnisse des Rates e inengte . 

Am 11. März 1695 beschloß de r Ra t einhellig, daß man bei de r Regie­

rung um einen „ewigen R a t h " e i nkommen solle22. Zwar wende ten die 

Sechser ein, dies dürf te n icht ohne Vorwissen der Bürgergemeinde ge­

schehen. Am 1. Dezember k am der Regierungsbefehl vom 14. November 

1695 im Rat zur Ver lesung. De r „pe rpe tu r l i che S t a t t r a t h " wü rde 

bewilligt, er solle sich sofort kons t i tu ie ren , er solle n u r mi t „gueten , 

tauglichen und qualificierten Sub jec t en" besetzt werden . Die Mitglieder-

uste des ewigen Rates sei zur Bestä t igung an die Regierung e inzusenden. 

"er Rat konsti tuierte sich noch in de r gleichen Sitzung, n u r zwei Mit­

glieder wurden wegen Ungehorsam gegen den Magis t ra t und Unpäßl ich­

keit nicht mehr aufgenommen2 3 . Von dem äußeren Ra t wurde n u r e iner 

«itlassen, weil er als Aufwiegler in de r Bürgergemeinde galt. Am 5. De-
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zember wurde eine Abs t immung in der Gemeinde anläßlich der Stadt­

r ich terwahl abgehal ten. Bei nu r 32 Anwesenden s t immten 20 für und 

zwölf gegen den ewigen Rat . Am 12. März 1696 s t immte die Regierun» 

zu, worauf einige Tage später nochmals der ewige Rat , und zwar diesmal 

mit Einschluß des äußeren Rates der Sechser e rgänzt wurde . 

Die Bürgergemeine und die bürger l iche Demokra t i e hatten durch 

diese Vorgänge einen schweren Schlag e r l i t ten . Die Regierung hatte 

das Gesuch des Rates , das dem Zwist mit der Gemeine entsprungen war. 

gut ausgenützt . Sie ha t t e sowohl den i nneren als auch den äußeren Rat 

in den ewigen Ra t einbezogen, die n u nmeh r dem Einfluß der Bürger-

gemeine entzogen bl ieben. Weil die Mitgl ieder des ewigen Rates von der 

Regierung bestät igt werden muß ten , h a t t e sie bei der Zusammensetzung 

des nunmehr igen Rates ein entschiedenes Übergewicht erlangt. Die 

J udenburge r Ra t she r ren waren n unmeh r ganz von der Regierung ah 

hängig, es war die e rs te Vorbere i tung zur Bürokra t i s ie rung der Stadt 

Vertretung. J ede Wahl in das Ratskolleg muß t e der innerösterreichische 

Regierung zur Bestät igung vorgelegt werden , die d a rübe r entschied, o 

der neue Ra t she r r ihr angenehm war oder n icht . Sicherlich war ei 

gewisses Maß von Unsicherhei t d adu rch beseit igt worden, das für die 

Stadtwirtschaft sich n icht ungünst ig auswirk te . Die üble Vetternwirt­

schaft und Kor rup t ion wurde aber dadurch n icht ausgetilgt. Das Inter­

esse der Bürgerschaft an der S tad tverwal tung schwand, da sie so nichts 

ausrichten konn te . Dies zeigte in den nächs ten J ah r en die Teilnahme der 

Bürgerschaft an den S tad t r ich te rwahlen : die abgegebenen Stimmen für 

den S tad t r ich te r sanken be t rächt l ich . Auch die Mitglieder des ewigen 

Rates waren nicht zufrieden. Ohne besondere Besoldung lebenslänglich 

im Ra t zu sitzen, war n icht j edermanns Sache. Es häuften sich daher 

die Ablehnungen, wenn jemand in den Rat gewählt we rden sollte. Früher 

war die Bürgergemeinde doch ein Venti l , an das man sich wenden konnte. 

wenn man nicht meh r im Ra t verbleiben woll te. 

Auch sonst zeigten sich in der Folgezeit Mißs tände . Durch die Über­

al terung kam es öfters zu Todesfällen. Es war dann schwer, die Aus­

fälle sofort zu ersetzen, der Ra t war häufig n icht voll besetzt. Besonders 

l i t ten die Sechser da run te r , die als Vors tufe für den inneren Rat an­

gesehen wurden. Die Ra t she r ren d räng ten sich zu den wenigen Stadt­

ämte rn , die etwas abwarfen. Dies führ te zu e iner A r t Stufenleiter, wie 

sie schon damals in den Beamtenkö rpe rn der Regierungsbehörden 

üblich war. 

Zunächst kam es gleich nach der E inführung des ewigen Rates zu 

scharfen Auseinanderse tzungen mi t der Bürgergemeinde . Am 30. Aprd 

1696 e rk lä r te der Wor t füh re r der Bürgergemeinde , Joseph Forstner, die 
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Gemeinde sei bei der Abs t immung angeführt worden. Besonders habe 

sie auf die Sechser kein Ve r t r auen , die Mitglieder Oberhauser und 

Rudolfi hätten „undtersch id l ichc Confusiones und Khezerey gemacht""2r'. 

Es konstituierte sich ein n eue r bürger l icher Ausschuß von zehn Bür­

gern, je zwei aus j edem de r fünf S tadtvier te l . Sie wähl ten die Bürger 

Oberhaußer und Rudolphi aus dem äuße ren Ra t heraus und verweiger ten 

die Aufnahme des Bürgers Liscut in in den Rat . Sic schickten eine De­

putation zu dem landesfürst l ichen Kommissar Grafen Sidenitsch nach 

Eppenstein. Dieser e rk l ä r t e , die Bürgergemeine müsse zur Richterwahl 

erscheinen, der ewige Ra t sei von der Regierung bestät igt und von ihm 

eingesetzt worden. Wenn die Bürge r n icht folgen, so solle man sie in 

Eisen und Banden nach Graz schicken21 ' . 

Die Bürgergemeinde beschränk te ihre Wünsche auf die Auswechs­

lung der Sechser, die als Ve r t r e t e r der Gemeine im Rat saßen. Im J ah r e 

1700 wollte sie wieder zwei aus den Sechsern he rausnehmen, doch der 

Rat verweigerte dies mit dem Hinweis , die Sechser seien in den ewigen 

Rat einbezogen. In den nächs ten J ah r en spielte sich Fe rd inand Wilhelm 

Rudolphi als Wor t führer der Gemeinde auf. E r war inzwischen wegen 

verschiedener Aufwieglereien aus dem Ra t ausgeschlossen worden. 1701 

bat er um 50 Reichstaler wegen vier Reisen, in der Angelegenheit des 

ewigen Rates sei er d re imal in Graz gewesen J s . Im Dezember 1703 er­

klärte die Gemeinde wiederum, sie wolle nicht f rüher zur R ich terwahl 

schreiten, bevor n icht der Wechsel für die Zwölfer und Sechser zugebil­

ligt worden sei. Schließlich ver langte die Bürgerschaft die Herauswahl 

zweier mißliebiger Bürge r aus dem Sechserkolleg, des Bürgermeis ters 

und noch zweier andere r Bürger aus dem inneren Rat . Sie d roh te , auch 

die übliche Begleitung der Ra t she r r en in die Kirche am Neujahrs tag zu 

verweigern. Mit Mühe wurde der Ausbruch einer Rebellion verhindert 2". 

Im nächsten Jahr k am es bei der R ich terwahl wieder zu neuen Tumul ten . 

Die Stimmung beruhig te sich erst zu Ende des Jahres 1705, als ein 

Regierungsbefehl eintraf, der die Fo rde rung der Bürgerschaft erfüll te. 

daß kein S tadtr ichter gewählt werden dürfe , der in anderen Diensten 

stehe oder seine Ab rechnungen nicht vorgelegt habe. Der ewige Rat 

blieb aber aufrecht. 

Der Kampf um den ewigen Ra t beruhigte sich erst , als der Ra t 

Rudolphi im Jahre 1706 in den Ra t wieder h ine innahm, doch erfolgte 

die Bestätigung seiner Wahl du rch die Regierung erst drei J ah re später . 

Noch 1711 taucht die Fo rde rung der Bürgerschaft nach dem alten Rech t 
auf, „wegen schlechter Haußwiertschaff t jähr l ichen 2 auß den eissern 
Rath hinauß zu nemben" 3 0 . Zuletz t ist noch im J ah r e 1721 eine Bitt­

schrift von 52 Bürgern zu e rwähnen , die sich weigerten, zur Richter-
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wähl zu schreiten. Sie verlangten die Ersetzung der suspendierten Rats­
mitglieder. Der Magistrat antwortete, er dürfe dies ohne Genehmigung 
der Regierung nicht tun. Auf das Verlangen der Gemeinde, zwei Sechser 
hinauszuwählen, gab er eine ausweichende Antwort31. 

Nach der Einführung des ewigen Rates in Judenburg, die sich be­
sonders hartnäckig gestaltete, war dieser in allen größeren Städten der 
Steiermark gang und gebe. Die bürgerliche Demokratie war überall 
unterlegen. Die Vorrechte der bürgerlichen Selbstverwaltung wurden 
auch auf anderen Gebieten beschnitten und eine einheitliche, einer 
Zentralstelle unterstehende Verwaltung wurde auch auf dem Gebiete 
der Städte und Märkte allmählich angebahnt. Die Verwaltungsaufgaben 
der Städte wurden immer ständig kontrolliert, manche ihnen hinzu­
gefügt, aber noch mehr ihnen weggenommen. Die Darstellung dieser 
Entwicklung ist nicht Aufgabe dieser Untersuchung, die sich auf die 
Einführung des ewigen Rates beschränkt. 

In den kleinen Städten und in den Märkten erhielten sich die demo­
kratischen Einrichtungen noch länger, sie waren für das Wirtschaftsleben 
weniger von Belang. In Oberwölz z. B. versuchte das Bistum Freising 
wiederholt den ewigen Rat einzuführen, so z. B. im Jahre 1676. Aber 
die Stadt ging nicht darauf ein, sondern verteidigte ihr altes angestamm­
tes Recht, alljährlich den Stadtrichter und die übrigen Mitglieder des 
Rates zu wählen32. Zu Beginn des 18. Jahrhunderts versuchte man auch 
in Weißkirchen einen „ewigen Rat" einzusetzen. Diese Einführung be­
währte sich nicht. Die Ratsbürger wurden zumeist aus den älteren Bür­
gern gewählt, welche. Erfahrung und Kenntnis von der Marktverwaltung 
hatten. Es traten bald unverhältnismäßig viele Todesfälle ein. Es waren 
daher zahlreiche Wahlen in unregelmäßigen Zeitabständen nötig, wo­
durch praktisch die Vorteile des ewigen Rates vermindert wurden. Der 
Markt war eben zu klein und der Kreis der Bürger, die für eine Rats­
stelle geeignet waren, zu gering, wenn man sich auf das höhere Lebens­
alter beschränkte. Durch die häufigen, unregelmäßigen Wahlen wuchs 
die Unzufriedenheit. Man kehrte deshalb nach kurzer Zeit wieder zum 
alten Vorgang zurück33. Ähnliche Gründe lagen auch bei den anderen 
Märkten vor, so daß die Regierung nicht daran rüttelte und sich nicht 
zur Abstellung der jährlichen Ratsverkehrung an einem bestimmten 
Jahrestag entschloß. 

Diesem kleinen Rest bürgerlicher Demokratie hat Kaiser Joseph II-
ein Ende bereitet, indem er in konsequenter Verfolgung des autoritären 
Staatsgedankens überall die Stadtverwaltung in eine landesfürstliche 
Behörde verwandelte, die gewöhnlich aus einem Bürgermeister, einem 
rechtegelehrten Syndikus und zwei bis vier Magistratsräten bestand. Es 
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blieb zwar ein Wahlrecht, doch wurde es nur von einem engen, von der 
Regierung berufenen Kreis von Wählern ausgeübt. Tatsächlich bildete 
dieser neue Magistrat nur das unterste Organ der Staatsverwaltung. 
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